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Freiwilligenarbeit: ein Blick ohne Verklärung

Editorial

Mit „Freiwilligenarbeit“ werden Leistungen für die Gemeinschaft ausserhalb der eigenen, unmittelbaren Familie bezeichnet, die aus freiem Willen und ohne Profitstreben erbracht werden. 

Das Jahr 2001 wurde von der UNO zum Jahr der Freiwilligenarbeit erklärt. Im Freiwilligenjahr wird der Wert der Freiwilligenarbeit -  in der Schweiz, in Afrika und anderswo - öffentlich gepriesen. Freiwillige werden für ihren Einsatz gelobt, die bessere Wertschätzung ihrer Tätigkeit gefordert. Das ist gut so, und es ist auch gut, dass im Freiwilligenjahr an die „selbstverständlich gelebte Solidarität“ zwischen den Menschen in den vormodernen Gemeinschaften erinnert wird – in der Schweiz, in Afrika und anderswo... 

Im vorliegenden Afrika-Bulletin wird weder das naive Lob der Freiwilligenarbeit angestimmt (lassen Sie sich von Ueli Mäders Einleitung nicht verwirren!), noch wird ein verklärtes Bild der Traditionen gezeichnet. Thematisiert werden zunächst grundlegende strukturelle Probleme: Falsche Prioritäten und begrenzte Mittel der „formalen“ Gesellschaft, des Staates und der aus öffentlichen und privaten Geldern finanzierten Institutionen. Zu wenig Geld für soziale Kernaufgaben und Projekte, mangelnde Einflussmöglichkeiten in den „Reservaten“ der Mächtigen. Dies alles ruft nach dem Einsatz von engagierten Menschen, die von den Auswirkungen der strukturellen Probleme oft selbst betroffen sind, sich aber auf jeden Fall nicht einfach damit abfinden, dass „man ja eh nichts tun kann“. Davon wissen die Frauenorganisationen gegen Gewalt in Südafrika oder die Community Workers auf zimbabwischen Grossfarmen ein Lied zu singen, aber nicht nur sie...

Auch die „afrikanische Solidargesellschaft“ und der selbstlose Einsatz der Freiwilligen werden in den Berichten aus Zimbabwe und Südafrika nicht verklärt. Es erstaunt nicht, dass etwa die Rollen und Strategien von Männern und Frauen und die unterschiedlichen Chancen verschiedener gesellschaftlicher Gruppen im Spiegel der Freiwilligenarbeit deutlich erscheinen: Männer suchen sich allenfalls die „Ehrenämter“ aus, Frauen leisten die Knochenarbeit. Frauen, die sich ein Engagement in Freiwilligenorganisationen aus ökonomischen Gründen überhaupt leisten können, müssen sich diesen Freiraum gegen ihre Ehepartner erstreiten. Alle erhoffen sich – und dies ist absolut legitim – von ihrem Engagement auch einen konkreten Nutzen für sich selbst.

Auch wenn die dargestellten Situationen – eskalierende Gewalt in Südafrika, Entwicklungsarbeit auf kommerziellen Farmen in Zimbabwe – durchaus „afrikanisch“ sind, widerspiegeln sie gesellschaftspolitische Probleme und Verhaltensmuster, die unseren eigenen mehr gleichen, als uns lieb ist...

Thomas Schwarz

Freiwillige aller Länder vereinigt euch!

Freiwillige aller Länder – vereinigt euch. Streikt einen Tag und erhellt, was kaum sichtbar, aber von unschätzbarem Wert ist: eure Basisarbeit. Sie ergänzt in der reichen Schweiz die soziale Sicherung. In Afrika ermöglicht sie das Überleben. Eine Standortbestimmung von Ueli Mäder.

Das Bundesamt für Statistik zeigt auf, wer in der Schweiz wieviel Zeit für freiwillige Arbeiten aufwendet. Jede vierte Person führt eine freiwillige Tätigkeit in einer Institution aus. Jede dritte Frau und jeder vierte Mann leisten Nachbarschaftshilfe. Die unbezahlte Arbeit entspricht einem Wert von 215 Milliarden Franken. Das sind sechzig Prozent des Bruttoinlandprodukts. Frauen tragen doppelt so viel bei wie Männer. Die einen können sich das leisten, andere müssen. 

Bei uns wollen Freiwillige andere Leute kennen lernen, Anerkennung finden. Sie suchen einen Ausgleich. Das "Helfersyndrom" verliert an Bedeutung. Die Ansprüche an soziale Institutionen steigen. Gefragt sind Informationen, Weiterbildung und konkrete Aufgaben. Freiwillige Einsätze sind ein wichtiges Lernfeld. Menschen können sinnvolle Fertigkeiten erproben. Teilweise verdeckt die freiwillige Arbeit aber die gesellschaftlich notwendige. Sie mildert soziale Probleme, die strukturelle Lösungen erfordern. Mit den Budgetdefiziten erhöht sich die Gefahr, Freiwillige zu Sparzwecken einzusetzen. Mit Freiwilligen lassen sich Löhne und Arbeitsplätze konkurrenzieren, statt soziale Aufgaben zu professionalisieren. Aber muss denn jede Handreichung in Franken veranschlagt werden? In Afrika ist das anders, was oft idealisiert wird. Informelle Tätigkeiten sichern dort Millionen von Menschen das Überleben. Aber diese aufwändigen Arbeiten werden nicht einfach freiwillig erbracht. Sie sind existentiell notwendig. 

Wenn die Gesellschaft die materielle Sicherung garantiert, können sich ihre Mitglieder besser um den sozialen Zusammenhalt kümmern. Die Schweiz gibt einen Fünftel ihres Bruttoinlandproduktes für Sozialleistungen aus. Die Länder der Europäischen Union wenden dafür fünf Prozent mehr auf. Laut dem bundesrätlichen Bericht über die Finanzierung der Sozialversicherungen (IDA-FiSo) steigt bei den Sozialversicherungen die Finanzierungslücke im Jahr 2010 auf vier Milliarden Franken an. Zum Vergleich: Schweizer Banken verwalten derzeit 4'000 Milliarden Franken. Ein (Steuer-)Promille dieser Vermögen würde ausreichen, um die Lücke zu schliessen. Wir können uns die kollektive Sicherung erlauben. Die freiwillige Arbeit ist wohl in der Lage, herkömmliche Leistungssysteme zu ergänzen. Es gibt sogar Institutionen, bei denen Freiwillige jeden gespendeten Franken verdreifachen. Trotzdem sind diese Tätigkeiten kein Ersatz für sozialstaatliche Leistungen.

Soziale Bewegungen wehrten sich anno 1968 gegen staatliche Kontrollen. Heute prägt der Rückzug des Staates die Debatte. Wenn die Wirtschaft ihre Macht ohne politisches Korrektiv ausbaut, gibt die Verunsicherung autoritären Kräften Auftrieb. Umso wichtiger sind zivilgesellschaftliche Kräfte, die sich auch für sozialstaatliche Verbindlichkeiten engagieren. Die Zivilgesellschaft setzt sich bereits aus unzähligen Gruppen zusammen, die sich beispielsweise für die Menschenrechte engagieren. Sie machen Probleme sichtbar, ziehen Mächtige zur Verantwortung und weiten demokratische Beteiligungen aus. Die Weltsozialcharta fordert Nahrung für alle, ein gesichertes Dach über dem Kopf, genügend Ausbildungsangebote, etc.. Eine Friedensdividende soll die Militärausgaben senken. Geringe Steuern auf Kapitaltransaktionen (Tobin-Tax) könnten jährlich 250 Mrd. US-Dollar einbringen. Die Hälfte dieses Betrages würde nach UN-Schätzungen ausreichen, um weltweit die Grundbedürfnisse zu befriedigen. Aber diese Veränderungen kommen nicht von alleine. Unzählige Freiwillige setzen sich dafür ein. 

In Afrika versuchen kommunitäre Bewegungen an traditonale Sozialstrukturen anzuknüpfen, die teilweise wenig hierarchisiert und recht egalitär waren. Verlorene Werte und solidarische Bande sollen reaktiviert werden. Solche Anstrengungen sind verdienstvoll, aber von beschränkter Reichweite. Die oft gepriesene Selbsthilfe kommt dort zum Tragen, wo – mit viel Freiwilligenarbeit - auch demokratische Grundlagen erkämpft wurden. 

Anmerkung:

Ueli Mäder ist Soziologe an der FH für Soziale Arbeit, Privatdozent an der Uni Basel und a.o.Professor für Sozialpolitik an der Uni Fribourg. 

Engagement für die Gemeinschaft – auch zum eigenen Nutzen

Freiwilligenarbeit im Rahmen der Kunzwana Women’s Association 

Freiwilligenarbeit und Nachbarschaftshilfe sind in der Kultur Zimbabwes verwurzelt. Doch scheinen diese Wurzeln gerade den Männern oft nicht mehr allzu sehr bewusst. In Freiwilligenorganisationen interessieren sich die Männer nur für die „sauberen Jobs“. Doch die Kunzwana Women’s Association baut auf die Leistungen von 150 unbezahlten Freiwilligen: auf Frauen, die bereits zu Hause und in der Gemeinschaft den Grossteil der unbezahlten Arbeit erledigen, und die in der aktuellen Wirtschaftskrise eigentlich auf einen bezahlten Job angewiesen wären. Emma Mahlunge von der Kunzwana Women’s Association beantwortet Fragen von Francesca Teichert und Thomas Schwarz.

Wie ist die Bedeutung der Freiwilligenarbeit oder Solidaritätszusammenschlüsse in Ihrem Land einzuschätzen? Kann dabei auf eine Tradition zurückgegriffen werden?

Das UNO-Freiwilligenjahr 2001 bietet auch in Zimbabwe die Chance, die Errungenschaften, die auf der Arbeit von Tausenden von Freiwilligen beruhen, hervorzuheben. Doch wird bei uns in diesem Jahr eigentlich etwas gefeiert, was in unserer Gesellschaft bereits seit jeher vorhanden ist. Freiwilligendienste sind Teil unserer Gesellschaft. Leistungen, die nicht für den eigenen Profit, für einen finanziellen Gewinn oder für die eigenen Karriere erbracht werden, und die den NachbarInnen, der Gemeinschaft oder der ganzen Gesellschaft zugute kommen, existieren in vielen unserer traditionellen Bräuche und sind Teil unserer Kultur der gegenseitigen Hilfe. 

Wird das UNO-Freiwilligenjahr in Ihrem Land begangen? Ist Ihre Organisation an Anlässen zum Freiwilligenjahr beteiligt? 

Die nationale Kampagne in Zimbabwe versucht zu zeigen, dass es die Freiwilligenarbeit heute mehr denn je braucht, um die wichtigsten Probleme unsere Gesellschaft anzugehen. In allen wichtigen Bereichen, in der Kultur, der Wirtschaft, der Nothilfe, der Friedensarbeit, dem Krisenmanagement ist der Einbezug der Zivilgesellschaft gefordert, und somit ein freiwiliges Engagement von vielen einzelnen. Freiwillige müssen auf allen Ebenen der Gemeinschaften tätig sein. Ziel des Freiwilligenjahres in Zimbabwe ist die Förderung und die bessere Wertschätzung der Freiwilligenarbeit. Die Regierung leistet dazu Koordinations- und Planungsarbeit, die Freiwilligenorganisationen setzen die Pläne mit Unterstützung der Regierung um.

Seit das Freiwilligenjahr angekündigt wurde, ist auch die Kunzwana Women’s Association in die Planung der Aktivitäten involviert. Zusammen mit den anderen nichtstaatlichen Organisationen versuchen wir der Nation zu zeigen, was unsere Organisation leistet. Wir berichten über unsere Arbeit und nehmen an den Veranstaltungen und Feierlichkeiten teil. 

In welcher Form wird in Ihrer Organisation Freiwilligenarbeit geleistet?

Es ist eine Tatsache, dass die Kunzwana Women’s Association ohne Freiwillige nicht überleben könnte. Aber es ist auch für uns nicht selbstverständlich, ihre Dienste zu anerkennen und zu dokumentieren. 

Wir arbeiten auf kommerziellen Farmen, wo nur der Profit gilt und das Wohlergehen der Landarbeiter nicht viel zählt. Auf diesen Farmen gibt es keine funktionierenden Strukturen wie in den anderen ländlichen Gebieten, wo die Freiwilligen durch BeraterInnen, die von den lokalen Behörden angestellte sind, gefördert werden. Hier springt die Women’s Association ein, um die Freiwilligen zu anerkennen und sie zu unterstützen.

Kunzwana arbeitet zur Zeit im operationellen Bereich mit etwa 150 Freiwilligen zusammen, jede von ihnen lebt in ihrer Gemeinschaft. Der Einbezug von lokalen Freiwilligen soll die Entwicklung der Gemeinschaft fördern. Auf den kommerziellen Farmen und in den angrenzenden Umsiedlungsgebieten führen wir viele Kampagnen und Projekte durch. Themen sind etwa informelle Bildung, der Erwerb von Schlüsselfertigkeiten für die wirtschaftliche Selbständigkeit, die Armutsreduktion, HIV/Aids und übertragbare Krankheiten, die Entwicklung der Kleinkinder, Geschlechterrollen, die staatsbürgerliche Erziehung. Wir planen diese Programme gemeinsam mit den Freiwilligen und leisten technische Beratung und Ausbildung. Die Freiwilligen realisieren die Programme mit ihren Gemeinschaften, zudem helfen sie ihren Nachbarinnen und teilen sich soziale Verantwortungsbereiche wie die Organisation von Begräbnissen und Hochzeiten oder die Sorge um Totkranke.

Die 150 Freiwilligen bilden das Bindeglied zwischen ihrer Gemeinschaft und dem Büro der Kunzwana Women’s Association. Sie spornen die Gemeinschaft an, Freiwilligenarbeit auf lokaler Ebene zu leisten, und koordinieren diese Gemeinschaftsarbeit. Im Zeitalter von HIV/Aids kümmern sie sich auch um Waisen, beraten sie, schauen, wo es fehlt und wo geholfen werden kann. Sie vermitteln auch zwischen den FarmarbeiterInnen und den Farmern sowie anderen lokalen Führern, und bemühen sich um deren Einwilligung zur Entwicklungsarbeit auf den Farmen.

Ist es schwierig, Freiwillige zu finden? 

Die aktuelle Wirtschaftskrise mindert den Eifer der Leute, Freiwilligenarbeit, also unbezahlte Arbeit zu leisten. Es scheint, dass sich nun viele Freiwillige aus wirtschaftlichen Gründen nach bezahlten Jobs umsehen. Dies macht die Rekrutierung von Freiwilligen heute auch schwieriger. Doch die Hilfsorganisationen überleben nur mit Hilfe der Freiwilligen. Und die Kunzwana Women’s Association wird Lösungen finden – und überleben.

Was motiviert die Menschen, Freiwilligenarbeit zu leisten? Was für Leute leisten Freiwilligenarbeit? Wer kann es sich leisten, als Freiwillige/r tätig zu sein? 

Im Allgemeinen sind es in Zimbabwe wohl eher die Männer als die Frauen, die sich in Freiwilligenorganisationen melden, da sie zu Hause wohl weniger Verpflichtungen haben. Doch sind sie nur an den „sauberen“ Jobs interessiert. Die Frauen sind aber diejenigen, die den überwiegenden Teil aller unbezahlten Tätigkeiten leisten, und die für ihre Familien und Gemeinschaften sorgen.

Das Besondere an Kunzwana ist nun, dass es die Armen, die Frauen, die Jungen sind, die zu uns kommen und mit uns arbeiten. Nach und nach ist daraus eine Bewegung entstanden, so dass wir heute schon in drei Provinzen von Zimbabwe (Mashonaland East, Midlands und Matabeleland North) tätig sind. Kunzwana arbeitet auf 1500 Farmen und hat über 2000 Frauen und Jugendliche als Mitglieder mobilisiert. Die 150 Freiwilligen, die in verschiedenen Gebieten ausgebildet wurden, sind in ihre Gemeinschaften zurückgegangen, um diesen zu dienen. Durch Kunzwana sind sie mit anderen Freiwilligen und mit Fachleuten verbunden; auf lokaler Ebene arbeiten sie auch mit anderen Entwicklungsorganisationen zusammen. 

Für ihre Tätigkeit bei uns gibt viele verschiedene Anreize. Neben dem Ansehen, das das freiwillige Engagement bringt, ist es auch der konkrete Nutzen: Die Freiwilligen erhalten durch uns eine informelle Ausbildung, die ihnen dann in ihrem wirtschaftlichen Fortkommen hilft. Sie erlernen die Fähigkeit, andere zu führen. Kunzwana-Freiwillige können sich an einem Sparprogramm („revolving funds“) beteiligen, das ihnen beim Start eines Kleingewerbes helfen kann. Sie profitieren von der Zusammenarbeit in der Gruppe, vom Austausch der Ideen und Erfahrungen. Sie erreichen als Gruppe mehr als alleine und werden auch besser wahrgenommen und gehört.

Wie funktioniert das Zusammenspiel von Freiwilligen und Angestellten? 

Die Zusammenarbeit funktioniert gut. Sie beginnt bereits bei der Planung. Die Angestellten und Freiwilligen bilden zusammen Arbeitsgemeinschaften, um die geplanten Aktivitäten durchzuführen, und dies auf allen Ebenen: in der Gemeinschaft, im Distrikt, im Management von Kunzwana. Die Organisation vermittelt den Freiwilligen alle Fähigkeiten, die sie für ihre Aufgabe benötigen. Die Freiwilligen erhalten ihre Ausbildung kostenlos und werden für ihre Reisespesen entschädigt. Wenn sie Sachen für sich selbst anfertigen, erhalten sie nur die Instruktionen, aber wenn sie Modelle und Muster herstellen, die sie für ihre Tätigkeit in der Gemeinschaft benötigen, erhalten sie auch die Materialien kostenlos von der Organisation. 

Porträt: Kunzwana Women’s Association

Kunzwana organisiert und fördert eine der am stärksten benachteiligten Bevölkerungsgruppen Zimbabwes, nämlich die Frauen auf den kommerziellen Farmen. Die 1993 gegründete Organisation umfasst heute rund 4000 Mitglieder in 250 Gruppen. Zum breit gefächerten Ausbildungsprogramm gehören Kurse in Gesundheitserziehung, einschliesslich HIV/Aids-Aufklärung, handwerkliche Ausbildungskurse, Kurse für Clubleiterinnen, ein Kleinkreditprogramm sowie die Einrichtung von Kindergärten und Spielplätzen. Politisch tritt Kunzwana für den Anspruch von Frauen auf Landbesitz und gegen sexistische Gewalt ein. Zusammen mit anderen setzt sich Kunzwana auch für die Anliegen der Farmarbeiter und ihrer Familien ein, die durch die Besetzung von kommerziellen Farmen durch Kriegsveteranen in eine prekäre Lage geraten sind.

Handlungsspielräume erweitern - Zusammenhalt wiederherstellen

Frauenorganisationen und Gewalt gegen Frauen in Südafrika

„Gewalt gegen Frauen ist eine Menschenrechtsverletzung“: Unter diesem Motto stehen die Kampagnen von Frauenorganisationen in Kapstadt, die der dramatisch steigenden Gewalt gegen Frauen Einhalt gebieten wollen. In ihrer Tätigkeit stützten sie sich auf das Engagement vieler freiwilliger Helferinnen. Ein Bericht von Rita Schäfer.

Zu den Aktionen der Frauenorganisationen in Kapstadt zählen künstlerische Arbeiten an öffentlichen Gebäuden, Community-Theaterauftritte und Proteste vor Polizeistationen oder Gerichten. So breit gefächert wie diese Aktionen ist auch das Spektrum der Organisationen: Kirchennahe Zusammenschlüsse von Sozialarbeiterinnen sind ebenso beteiligt wie Wissenschaftlerinnen der Universitäten. Gemeinsam versuchen sie, die Öffentlichkeit wachzurütteln, zumal die von der südafrikanischen Polizei veröffentlichte Bilanz für 1999 über 50.000 Vergewaltigungen umfasst. Die Dunkelziffer ist jedoch weitaus höher. Dies betrifft keineswegs nur Kapstadt, das ähnlich wie die anderen Metropolen Südafrikas eine der höchsten Vergewaltigungsraten des Landes aufweist. Rape Crisis, die einzige Beratungsorganisation für vergewaltigte Frauen in Kapstadt, schätzt dass nur jedes fünfzigste Opfer Anzeige erstattet. Viele Frauen, die zur sozialpsychologischen Beratung kommen, zögern, die Verbrechen der Polizei zu melden. Ihre Zurückhaltung ist durch das Verhalten der Polizei bei der Anzeigenerstattung und die geringen Aussichten einer Strafverfolgung begründet. Auch die engen Verbindung der Vergewaltigungen mit den mächtigen kriminellen Banden lassen Frauen vor einer offiziellen Meldung zurückschrecken. 

Somit zeigen sich hier Strukturprobleme in der Transformation der südafrikanischen Strafgerichtsbarkeit. Denn laut der 1996 formulierte “Gender Policy” des Justizministeriums und des 1999 in Kraft getretene Domestic Violence Act, der massgeblich auf die Initiative von Frauenrechtsorganisationen zurückgeht, zählt Gewalt gegen Frauen zu den Schwerverbrechen und verlangt eine entsprechende Verfolgung. Zwar gibt es landesweit einige duzend “Victim Friendly Police Stations” und neunzehn Amtsgerichte, die auf sexuelle Gewalt spezialisiert sind. Dennoch hapert es auf allen Ebenen an der Umsetzung. 

So erstellten Kriminologinnen der Universität Kapstadt und Psychologinnen von Nichtregierungsorganisationen, wie Rape Crisis, ein Konzept für das erste auf Sexualverbrechen spezialisierte Amtsgericht in Wynberg, einem dicht besiedelten und von Gewalt gezeichneten Stadtteil Kapstadts. Dieses Konzept zielte darauf ab, speziell geschulte Richter und Staatsanwälte sowie Sozialarbeiterinnen und Übersetzerinnen mit einer juristischen Zusatzausbildung einzustellen. Derartige Empfehlungen fanden aber keinen Eingang in die Planung des im Zuge der politischen Wende eröffneten Gerichts. Das verdeutlicht die prinzipiellen Schwierigkeiten im Verhältnis von ausserparlamentarischen Gruppierungen mit der neuen Regierung: Während basisnahe Organisationen wichtige Impulse für Regierungsinitiativen geben und ihre Kompetenzen von vielen Parlamentarierinnen geschätzt werden, verschleppt die noch aus dem alten System stammende Verwaltung die Verwertung dieser Informationen. Aufgrund der Personalprobleme und der unzureichenden Aus- bzw. Fortbildung der Mitarbeiter dauert es auch in Wynberg meist mehrere Jahre, bevor eine gemeldete Vergewaltigung zur Verhandlung kommt. Für Kapstadt gilt wie für viele andere Städte, dass nur etwa 30% der gemeldeten Fälle vor Gericht verhandelt werden, nur 7% der Täter werden verurteilt. Zur Überwindung der personellen Engpässe in den Gerichten setzten Frauen-Rechtsorganisationen wie das auf Rechtsberatung spezialisierte Nicro Women’s Support Centre Township-Frauen mit etwas Schulbildung als Übersetzerinnen ein; sie arbeiten als Freiwillige und werden auf Honorarbasis bezahlt. Damit übernehmen sie Aufgaben, die eigentlich vom Staat erfüllt werden sollten. 

Eingebunden in die Regierungspolitik

Wenn man das heutige Verhältnis von Regierung und Frauenzusammenschlüssen adäquat erfassen will, ist ein historischer Rückblick erforderlich: Nur wenige Frauenorganisationen konnten den staatlichen Repressionen während der Apartheid standhalten; zu ihnen zählten die Mitarbeiterinnen von Rape Crisis und vom Nicro Women’s Support Centre, kleine, informelle Kreise von Sozialarbeiterinnen und Freiwilligen, die sich während der 1970er Jahre vereinten. Dieses Erbe prägte die Neuorientierung der Organisationen während der politischen Wende in den 1990er Jahren. Zum einen galt es, die informellen Organisationsstrukturen zu formalisieren, d.h. den Status von Nichtregierungsorganisationen zu erhalten. Zum anderen war es nun die Aufgabe, konstruktiv mit der verfassungsgebenden Versammlung zusammenzuarbeiten. Dabei konnte der 1992 gegründete National Women’s Council zunächst Erfolge verbuchen, denn es gelang den beteiligten Frauenzusammenschlüssen weitreichende Vorschläge für die Ausgestaltung der Verfassung zu unterbreiten, so dass diese heute weltweit als eine der geschlechtergerechtesten gilt. Da ganz unterschiedliche politische, soziale und religiöse Gruppierungen ihre Vorschläge koordinierten, konnten Frauen ihre Interessen umfassend repräsentieren. 

Allerdings zeigten sich bereits Mitte der 1990er Jahre erste Schwierigkeiten einer kontinuierlichen Zusammenarbeit. Frauen, die der Regierungspartei ANC angehörten, gewannen immer mehr Einfluss im National Women’s Council, so dass viele andere Gruppierungen sich abwandten. Aus denselben Gründen scheiterte die Etablierung eines auf die Gewaltbekämpfung konzentrierten nationalen Netzwerkes. Auch hier zeichnete sich rasch die Dominanz des ANC ab, dies erschwerte die kritische rechtspolitische Arbeit.

Grundsätzlich herrscht bei den Frauenorganisationen wie Rape Crisis und dem Nicro Women’s Support Centre Zurückhaltung, wenn es um regierungskritische Stellungnahmen geht, denn die Mitarbeiterinnen und Freiwilligen haben während der 1970er und 1980er Jahre gemeinsam mit den nun gewählten Politikern gegen die Apartheid gekämpft. Konfrontationen, welche die Regierungsarbeit hinterfragen, werden nun leicht als Verrat interpretiert. Während die Verankerung von Frauenrechten in der neuen Verfassung noch Frauen unterschiedlicher politischer Richtungen vereinte, ist die Gewalt gegen Frauen zwar das grundlegende Hindernis in der Umsetzung ihrer Rechte, eine Kooperation jenseits der parteipolitischen Zugehörigkeit scheint jedoch überaus schwierig. 

Auch die sozio-ökonomischen Unterschiede zwischen Frauen sind bis heute gravierend. Auffällig ist, dass es keine Organisation gibt, die gezielt weisse Frauen als Gewaltopfer anspricht. Sie bevorzugen private Psychologen und Anwälte. Zudem können sie es sich leisten, ihre Häuser durch private Sicherheitsfirmen bewachen zu lassen. Über derartige Privilegien verfügt nur eine kleine neue Elite von Coloured-Frauen und Afrikanerinnen. 

Nichtprivilegierte Frauen ohne Schutz 

Demgegenüber bleibt der grossen Mehrheit von Township-Frauen jeglicher Schutz verwehrt. Dies zeigt sich in der Ausrichtung der Organisationen auf bestimmte Townships. Gemäss der unterschiedlichen sozialen Gruppierungen in Kapstadt müssen die Frauenorganisationen z.B. auf die Situation von muslimischen Coloured-Frauen und christlichen Frauen afrikanischer Herkunft eingehen. Während letztgenannte mit der Neuinterpretation von diskriminierenden Traditionen, z.B. den monetarisierten Brautpreiszahlungen, konfrontiert sind, ist bei den Coloured-Familien seit der politischen Wende 1994 ist eine stärkere religiöse Reglementierung des Alltags- und Familienlebens erkennbar. Diese beschränkt die Handlungsspielräume von Frauen und trägt dazu bei, dass die Hierarchien im Geschlechterverhältnis eindeutig festgelegt werden. Auch die häusliche Gewalt ist in diesen Zusammenhang einzuordnen. 

So zerbricht die Solidarität zwischen Frauen, und die Gewalt wird zum individuellen Privatproblem, bei dem auch keine Hilfe von Verwandten oder Nachbarinnen zu erwarten ist. Die während der Apartheidszeit zerschlagenen Solidarsysteme lassen sich offensichtlich nicht so einfach wiederbeleben. Mit diesem Problem haben auch die Frauenorganisationen zu kämpfen, denn sie versuchen, den Zusammenhalt zwischen Frauen neu zu formieren. Dazu sprechen sie zunächst Frauen an, die selbst Opfer von Gewalt wurden. Die gegenseitige Hilfe soll eine Grundlage für neue Formen der gegenseitigen Unterstützung sein. Auf dieser Basis werden Frauen gesucht, die als Freiwillige bereit sind, in den Organisationen mitzuarbeiten. Neben der aufgebrochenen Solidarität zwischen Frauen ist die Notwendigkeit des Gelderwerbs eine besondere Problematik. Dieser versuchen die Organisationen wie das Nicro Women’s Support Centre gerecht zu werden, indem sie ein kleines Honorar für die erbrachten Leistungen zahlen. Auf diesem Wege soll auch möglichen Problemen der Freiwilligen gegengesteuert werden, z.B. den Konflikten mit ihren Ehepartnern über monetäre Fragen oder über das Engagement in einer Frauenorganisation.

Anmerkung:

Rita Schaefer, Ethnologin, Mitarbeiterin am Institut für Ethnologie, FU-Berlin, Arbeitsschwerpunkte: Gender und ländliche Entwicklung, Frauenorganisationen in Afrika. Derzeitiges Forschungsprojekt: Frauenrechtsorganisationen und Gewalt gegen Frauen in Südafrika

Bericht aus Kenia

Kein Zucker im Tee und andere Sorgen

Kenia als Touristendestination ist etwas anderes als Kenia im Alltag. Dies illustriert ein Bericht von Nick Savini, Mitglied des Afrika-Komitees mit derzeitigem Wohnsitz in Kenia. Die Medien wissen wenig zu berichten aus der ehemaligen englischen Siedlerkolonie der gehobenen Klasse, auch wenig Negatives. Daraus zu schliessen, dass alles zum Besten stehe, wäre ein Trugschluss, wie der untenstehende Bericht zeigt. Ob die geringe Aufmerksamkeit damit zu tun hat, dass Kenia - im Gegensatz etwa zu Zimbabwe - nicht auf der Abschussliste der internationalen Meinungsmacher steht?

Bei meiner Ankunft in Kenia im Dezember 1999 war noch nicht von den drastischen Massnahmen die Rede, welche ein halbes Jahr später eingeführt werden sollten. Seit über zehn Jahren habe ich das Land fast jährlich für mindestens einen Monat besucht und meinte zu wissen, was mich hier erwarten würde. 

Stromrationierung ohne Vorwarnung

Am 1. Juni 2000 begann offiziell und ohne Vorwarnung die Rationierung der Elektrizität, denn im grössten Teil des Landes war die Ernte wegen ungenügenden Regenfällen ausgefallen. Somit waren die Staudämme erschreckend leer und die Regierung sah sich gezwungen, die Notbremse zu ziehen. Das Schaltjahr 2000 wurde für die Bevölkerung zu einem Aus- und Einschaltjahr, das nicht so schnell vergessen wird. Leidtragende waren die meisten Industrien und Gewerbetreibenden. Da nicht mehr rund um die Uhr im Zwei- oder Dreischichtbetrieb gearbeitet werden konnte - nicht alle Fabriken haben Generatoren für den Notfall -, wurde in den meisten Fällen die halbe Belegschaft ab Ende Juni auf die Strasse gestellt. Tausende verloren so ihre Einkommensquelle, und nicht jeder hat das Glück eines meiner Bekannten, der jetzt zu Hause im grossen Stil Zuckerrohr anbaut. 

Und Einschränkungen beim Wasser

Doch es sollte noch besser kommen. Genau einen Monat später wurde ein weitaus wichtigeres und kostbareres Gut ebenfalls eingeschränkt: Das Wasser. Gegenüber dem Strom weist Wasser für den Endverbraucher gewisse Vorteile auf. Es lässt sich viel einfacher speichern. Dafür ist es aber unersetzlich, kann also nicht beliebig ausgetauscht werden wie Elektrizität durch Kerzen, Petroleumlampen, Dieselgeneratoren.... 

Jetzt hiess es für alle, Wasser in x-beliebigen Behältern zu sammeln. Und geht einem das eigene Reservoir aus, bedeutet das nichts anderes als Wasser zu kaufen wie die Slumbewohner, für welche die Rationierung nichts ändert, denn dies ist ihr Alltag. 

Schon sehr bald zeigen sich jedoch gewisse Unterschiede. Wohnsiedlungen der einflussreichen Leute leiden weniger als diejenigen „normaler“ Sterblichen ohne Beziehungen unter diesen drastischen Massnahmen, denn dort beginnt das kostbare Nass bald wieder wie gewohnt zu fliessen. "Wenn ich mich nicht täusche, ist die Wasserrationierung die erste wirksame sozialpolitische Massnahme in Kenia, welche die Unterschiede zwischen arm und reich verringert“, so der sarkastische Kommentar von Pater Ingo Koll, Nairobi, in einem Gemeindebrief.

Wir hier in Thika, 40 Kilometer nordöstlich der Hauptstadt Nairobi auf dem Weg zum Mount Kenya (5199 m), sind noch heute von Rationierungsmassnahmen betroffen, wenn auch die Gründe dafür nicht mehr dieselben sind. Die 60'000 Einwohner zählende Distrikthauptstadt erhält Wasser vom Chaniafluss, wo es mittels Filteranlagen gereinigt wird, um dann ins Verteilernetz gepumpt zu werden. Trotzdem kommt das Wasser bei Regenfällen rotbräunlich aus den Leitungen, da nicht alle Erde ausgefiltert ist. Wir kochen unser Trinkwasser ab und füllen es in Plastikbehälter, denn Typhus und Cholera sind in Kenia leider nach wie vor verbreitet. In der Regel bleiben wir nur für einen halben Tag ohne Wasser, mehrmals waren es jedoch drei bis vier Tage, sodass auch unsere in 20 Litercontainer abgefüllten Reserven aufgebraucht waren. Wir waren schon drauf und dran, vorübergehend zur Mutter meiner Frau Amina zu ziehen, wo es einen 30 Meter tiefen Ziehbrunnen gibt. 

Raubbau am Wald als Ursache

Die Ursachen der Wasserknappheit im ganzen Land sehen die Massenmedien vor allem im Abholzen der Wälder. Auch der Frost Anfang letzten Jahres, der die Teeplantagen schwer schädigte, geht auf die fehlende Schutzfunktion des Waldes zurück. Gerodet wird einerseits, um Land in Geld umzuwandeln, sei dies für Viehzucht, als Acker- oder gar als Bauland. Andererseits gewinnt man aus dem Rohstoff Holz verschiedene geldbringende Produkte wie Feuerholz, Holzkohle, Bau- und Nutzholz für Möbel. Selbst im Waldesinnern wird gerodet, um illegale Drogen wie Marihuana anzubauen. 

Der Wald an sich wirft keinen direkten materiellen Nutzen ab, doch langfristig ist er wichtiger als der kurzfristige Profit. Da die meisten Leute immer noch die "Nach uns die Sintflut"-Mentalität haben - vor allem jene oberen Zehntausend, die eh schon genug haben und immer mehr wollen -, sind wichtige Ressourcen wie die Wälder für den Regen in grösster Gefahr. Zum Glück jedoch findet dank Organisationen wie dem "Green Belt Movement" (Grüngürtelbewegung) von Frau Professor Wangari Maathai ein Umdenken in der Bevölkerung statt, und die Regierung kann nicht mehr schalten und walten, wie sie gerne würde.

Auch noch ungesüsste Getränke

Ebenfalls im August wurde ein weiteres kostbares Gut rar und doppelt so teuer wie zuvor. Dabei handelt es sich um ein Produkt, das im eigenen Land angebaut wird und dessen Überschüsse normalerweise in die Nachbarländer exportiert werden. Wer verzichtet schon gerne freiwillig auf eine gute Tasse des lokal angebauten Schwarztees oder Kaffees mit einigen Löffeln Zucker versüsst? Nun, der Kilopreis für Zuckerrohr verdoppelte sich von einem auf zwei Schweizer Franken. Hauptgrund dafür war die schlechte Zahlungsmoral der staatlichen und halbstaatlichen Zuckerfabriken an die Farmer. Diese beschlossen daraufhin, Mais und andere Produkte anstelle von Zuckerrohr anzubauen. Mehr als ein halbes Jahr später stabilisierte sich der Zuckerrohrpreis wieder auf dem bisherigen Niveau. 

Anmerkung:

Nick Savini, Mitglied des Afrika-Komitees, lebt in Thika, Kenia

Afrika in Kürze

Kapverdische Inseln.

Rückkehr an die Macht.

Die Kapverdischen Inseln wurden 1975 mit dem Zusammenbruch des portugiesischen Kolonialreiches unabhängig. Bis 1989 regierte die Afrikanische Unabhängigkeitspartei von Kapverde, PAICV, die den Unabhängigkeitskampf in Guinea Bissau und Kapverde geführt hatte. Als erstes westafrikanisches Land führte dann Kapverde ein Mehrparteiensystem ein und prompt wurde die PAICV 1989 in den ersten demokratischen Wahlen von der Macht verdrängt. Nach zwölf Jahren bürgerlicher Herrschaft kehrt die PAICV nun aus der Opposition wieder an die Macht zurück: Die Wahlen vom Januar 2001 erbrachten eine komfortable Parlamentsmehrheit von 40 der 72 Sitze. Auch in der später abgehaltenen Präsidentenwahl siegte der PAICV-Kandidat Pedro Pires, ein Kader aus dem Befreiungskampf, gegen den bürgerlichen Kandidaten und bisherigen Ministerpräsidenten Veiga, allerdings mit nur knapp zwei Dutzend Stimmen Vorsprung. 

Was hat zum Wahlsieg der PAICV geführt? In den ersten Jahren nach der Unabhängigkeit verfolgte das Land einen blockfreien Kurs und versuchte, jegliche Unterstützung zu mobilisieren. Ein grosses Einkommensgefälle gab es nicht. Mit der Machtübernahme der bürgerlich ausgerichteten MPD änderte sich dies. Der Einfluss der ehemaligen Kolonialmacht Portugal stieg rasch an und es wurde ein Ausverkauf staatlichen Institutionen durchgeführt. Es bildete sich rasch eine kapverdische Elite heraus, die über Einkommen und Vermögen verfügte. Gleichzeitig stieg der Lebensstandart der breiten Massen kaum an, durch die Abschaffung beschäftigungsintensiver „Food for Work“-Programme im Infrastrukturbereich wie beispielsweise im Strassenbau, zugunsten ausländischer Grosstechnologieeinsätze setzte sogar eine Verarmung ein. Von dieser Entwicklung scheint die kapverdische Bevölkerung genug zu haben. 

Zimbabwe

Wirtschaft im freiem Fall, Krise der Institutionen.

Die Krise in Zimbabwe spitzt sich von Tag zu Tag zu. An einer Tagung in Stuttgart äusserte sich kürzlich Morgan Tsvangarai, Führer der Oppositionspartei MDC, zur aktuellen Lage. "Es gibt leider so etwas wie einen grassierenden Afro-Pessismismus in der ganzen Welt. Nichts, keine einzige gute Nachricht kommt aus Afrika, weil Afrika von einer Krise zur anderen geht. Für Zimbabwe gilt: hier gibt es keine Krise der Ökonomie, hier herrscht die Krise des Managements. All dies ist in erster Linie ein Ergebnis des Landreform-Programms. Wir selber sind auch für eine Landreform, aber für die Anwendung von Methoden, die am ökonomischen Erfolg orientiert sind. Zu Zimbabwe richten wir einen Appell an die internationale Gemeinschaft: a) Keine Sanktionen gegenüber Zimbabwe, keine Einmischung von aussen. b) Bitte isolieren Sie international die amtierende Regierung, ohne jedoch alle Kontakte zu ihr abzubrechen. c) Unterstützen Sie bitte die Bewegung für Demokratischen Wandel (MDC) und die Organisationen der Zivilgesellschaft im Lande, die Wirtschaft, die Parteien, die NGO’s.“ Weiter äusserte sich Tsvangirai über die Zukunft: „Ich bin optimistisch: Der Umschwung in Zimbabwe ist nicht mehr aufzuhalten. Das betrifft die Führungspersönlichkeiten und das System selber. Das nächste Ziel richtet sich darauf, daß wir uns aus dem Congo-Krieg zurückziehen müssen, das nützt unserem Land.“

Der Wirtschaftsspezialist der Oppositionsbewegung MDC, Mashakada, ging auf die aktuellen Wirtschaftsdaten ein: "Der jüngste Report des IMF diagnostiziert für Zimbabwe einen einzigen wirtschaftlichen Niedergang. Die heutige Inflationsrate liegt bei 50 %, für den Monat Juni schon wird sie bei 70 % liegen, bei 98 % im Dezember. Begleitet und beschleunigt wird dieser Zerfallsprozess durch die Bankrotte in Handel und Gewerbe. Das Vertrauen in die Ökonomie des Staates ist zerstört. Dazu kommt noch die gewaltige internationale Verschuldung Zimbabwes. Aus alledem ergeben sich logisch die fälligen Massnahmen des MDC-Programmes zur wirtschaftlichen Gesundung: Stabilisierungsmassnahmen gegen die Krise, Wiederherstellung von Recht und Ordnung, Erarbeiten einer neuen Staatsverfassung. Wir votieren für Rechtssicherheit, die wieder Vertrauen schafft und Investitionen ermöglicht. Das oberste Ziel heisst: Stärkung des privaten Sektors. Zuvor müssen die kurzfristigen Ziele realisiert werden: Raus aus dem Congo! Der Krieg hat den letzten Rest des staatlichen Budgets verzehrt. Positive Signale an den privaten ökonomischen Sektor. Radikaler Abbau des öffentlichen Dienstes und seiner Dienstleistungen – um Geld zu sparen...“

Neue Publikationen

Südafrika-Jahrbuch 2000/2001

hus. Zuverlässig wie jedes Jahr ist soeben das neue „South Africa Yearbook 2000/01“ erschienen. Wiederum werden in 23 Kapitel die wichtigsten Begebenheiten aus Südafrika aus den Jahren 1999/2000 zusammengetragen und kommentiert. Zahlreich Statistiken unterlegen die meisten Themen, ebenso wird auf weiterführende Literatur verwiesen. Eine unentbehrliche Quelle für all jene, die sich mit den jüngsten Entwicklungen am Kap befassen.

South Africa Yearbook 2000/01, Government Printer, Pretoria 2000 

Inselferien in Sicht

hus. Kap Verde erfreut sich als Feriendestination zunehmender Beliebtheit. Ein Ausbau der touristischen Infrastruktur geht Hand in Hand mit der Zunahme der Besucherzahlen. Zwar ist das Hotelangebot noch immer sehr bescheiden, etwa im Vergleich zu den etwa 500 Kilometer nördlich gelegenen Kanarischen Inseln. Doch gibt es bereits auf einigen Inseln ein gutes Angebot. Dazu kommt der Reiz der Vielfalt: Von der reinen Sandinsel mit Traumstränden zu Vulkaninseln mit Bergwanderungen ist alles möglich. Kein Wunder, dass soeben zwei neue Reiseführer aufgelegt worden sind, die den DuMont-Klassiker ergänzen: Christina Gottschall und Sabine Heilig legen mit „Kapverdische Inseln – Das komplette Reisehandbuch“ einen Führer vor, der sich vor allem an jüngere Reisende richtet, stehen doch Fun, Discos und Surfen – um es einmal so zu sagen – im Vordergrund. Allerdings ist dieser Führer nicht besonders von geschichtlichen oder kulturellen Dingen belastet und zeichnet sich auch durch ein paar eher dumme Fehler aus. So wird etwa von der ersten Regierung Kapverdes von einer stramm kommunistischen Herrschaft gesprochen – zu dumm, dass nun diese Partei durch freie Wahl wieder an der Macht ist! 

Von ganz anderem Kaliber ist der Reiseführer „Cabo Verde – Kapverdische Inseln“ von Regina Fuchs, einer ausgewiesenen Kapverde-Kennerin. Dieser Führer zeichnet sich durch eine Unzahl von Detailangaben und vor allem auch Internet-Kontakthinweisen aus und ist getragen von einem grossen Respekt und einer herzlichen Zuneigung zu Land und Leuten. Zu jeder Inseln finden sich alle nur erdenklichen Hinweise auf Hotels, Pensionen, Attraktivitäten, Verkehrsverbindungen und vieles mehr. Dieser Führer gehört in das Handgepäck aller Kapverde-Reisenden!

Christina Gottschall, Sabine Heilig, Kapverdische Inseln, Singen 2000 (Unterwegs Verlag)

Regina Fuchs, Cabo Verde – Kapverdische Inseln, Bielefeld 2001 (Reise Know-How Verlag)

Veränderte Geschlechterverhältnisse 

rs. Die Historikerin Teresa Barnes gewährt Einblicke in die Lebenswelt der afrikanischen Bevölkerung in Harare, früher Salsbury, während des Höhepunktes der britischen Siedlerkolonie Rhodesien. Auf sehr ansprechende Weise beleuchtet sie die Geschichte der Stadt, indem sie ihren Untersuchungsfokus auf die sich verändernden Geschlechterverhältnisse richtet. Dazu hat sie die umfangreichen Kolonialakten im zimbabwischen Nationalarchiv ausgewertet und viele Zeitzeuginnen interviewt. Die zeitlichen Zäsuren ihrer Untersuchung sind die 1930er Jahre, als die Siedlerinteressen immer stärker gesetzlich abgesichert wurden, und die 1950er Jahre, zumal sich dann eine antikoloniale, nationalistische Unabhängigkeitsbewegung formierte. In diesem Untersuchungszeitraum fanden enorme gesellschaftliche Umbrüche statt, die das städtische Leben und die urbanen Familienformen bis heute beeinflussen. So erfuhren junge, unverheiratete Frauen erstmals relative wirtschaftliche Eigenständigkeit und Ehefrauen konnten im jahreszeitlichen Zyklus zwischen Land und Stadt pendeln. Auch wenn ihre Mühsal keineswegs verringert wurde, spricht aus den Interviews mit den Zeitzeuginnen jedoch die Hoffnung auf das Wohlergehen ihrer Familien, z.B. die Verbesserung der Gesundheitsversorgung und der Ausbildung ihrer Kinder. Teresa Barnes gelingt es eindrücklich, die wirtschaftlichen und sozialen Handlungsmöglichkeiten und -grenzen von Frauen in Kontext der kolonialen Zuzugsreglementierungen in die Städte zu veranschaulichen.

Darüber hinaus arbeitet die Autorin die Widersprüchlichkeit der Geschlechternormen heraus. So beanspruchten die Männer mit der von der rhodesischen Regierung geduldeten Kommerzialisierung des Brautpreises die umfassende Kontrolle über ihre Ehefrauen. Gleichzeitig sollten diese für den familiären Wohlstand sorgen. Selbst wenn die Frauen dieses Ziele nur annährend erreichen wollten, musste sie arbeiten gehen; sei es als Hausangestellte, Händlerin oder Fabrikarbeiterin. Wegen der rigiden Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen und aufgrund ihres eingeschränkten Bildungszugangs fanden nur wenige Frauen eine feste, meist schlecht bezahlte Anstellung. Die Mehrheit musste sich mit Gelegenheitsjobs durchschlagen, die jedoch keineswegs den Idealen einer respektablen Ehefrau entsprachen. Hierzu zählten vor allem das Bierbrauen und die Prostitution. Der Anstieg an häuslicher Gewalt und die Gefahr der Vergewaltigung waren die Schattenseiten des städtischen Frauenalltags, deren Opfer vor allem unverheiratete, geschiedene oder verwitwete Frauen wurden. Teresa Barnes’ Ausblick auf die Zeit nach der Unabhängigkeit illustriert, wie wichtig ihre historische Analyse ist. Denn die zimbabwische Regierung erkannte erst 1982 Frauen als eigenständige Rechtspersonen an und das auch nur durch den Druck neuer nationaler Frauenorganisationen. 

Teresa Barnes, We women worked so hard – Gender, urbanization and social reproduction in colonial Harare, Zimbabwe, 1930-1956, Oxford 1999 (James Currey Publishers)
Frauenengagement

ale. Das Schicksal der Afrikanerin Moukimouna ist immer noch typisch für viele: Als junges Mädchen soll sie beschnitten werden. Sie nimmt wohl an der Zeremonie teil, entgeht aber durch einen Trick der Beschneidung, ohne dass ihre Familie davon erfährt. Mit 14 Jahren wird sie mit einem viel älteren Mann verheiratet. Jetzt würde ihr Geheimnis gelüftet. Ein unbeschnittenes Mädchen ist nicht heiratswürdig. Noch im Hochzeitskleid flieht sie in die Hauptstadt. Sie findet eine Stelle als Hausmädchen bei Europäern. Bald beginnt eine abenteuerliche Odyssee bis nach Paris, wo sie sich zur Sozialarbeiterin ausbilden lässt. Nach einer längeren Beziehung zu einem weissen Mann gibt sie ihre Arbeit in einer Beratungsstelle für afrikanische Frauen auf und kehrt in ihr Heimatland zurück. Dort heiratet sie einen liberalen Schwarzen, der sich in vielem als Traditionalist entpuppt. Ihr Engagement für die Sache der afrikanischen Frau geht aber weiter, auch im Privaten. Ein guter Einstieg in die Problematik der Klitorisbeschneidung, einfach und engagiert erzählt.

Fatou Keïta Die stolze Rebellin, , München 2000 (Frederking & Thaler)

Sozialgeschichte der Ciskei 

rs. Die südafrikanische Historikerin Anne Mager geht von der These aus, dass die sozialgeschichtliche Forschung durch Geschlechteranalysen neue Impulse erhält. Dies zeigt sie am Beispiel der Ciskei auf. Ihre Untersuchung dieses ehemaligen Homelands umfasst einen Zeitraum von gut zehn Jahren. Wenngleich diese Phase auf den ersten Blick als vergleichsweise kurz erscheinen mag, wurden jedoch währenddessen wesentlich Zäsuren vorgenommen, welche die Strukturschwäche der Region bis heute prägen: Die Verabschiedung der Apatheidsgesetze ab 1948 und die Bantustan-Politik der südafrikanischen Regierung Ende der 1950er Jahre. Durch die geschickte Verbindung von sozialgeschichtlichen mit ethnologischen Fragestellungen erläutert die Autorin die Auswirkungen der politischen Ereignisse auf die Geschlechter- und Generationenbeziehungen. Neben neuen Verwaltungsvorschriften war vor allem die drastische Beschränkung von Pacht- und Siedlungsrechten während der 1940er Jahre ausschlaggebend dafür, daß die Frauen ihre gesellschaftlich anerkannte Arbeit in der Landwirtschaft aufgeben mussen, und die Familien von der Wanderarbeit der Männer abhängig wurden. 

Obwohl sich viele Frauen an lokalen Protesten gegen derartige Reglementierungen aktiv beteiligten, dominierten einzelne Männer alle Entscheidungsbefugnisse, wie der Widerstand gegen die Lohn- und Siedlungspolitik in den Textilfabriken im Grenzgebiet der Ciskei zeigt. Machtprozesse äusserten sich auch im Zusammenhang mit der Kommerzialisierung des Brautpreises. Hierbei hatten die Beziehungsdynamiken zwischen Männern zentralen Stellenwert. So spiegelten die Veränderungen der Jungeninitiation gesellschaftliche Umbrüche und die Neudefinition von Männlichkeit: Die Väter, die während der meisten Zeit des Jahres als Wanderarbeiter ausserhalb der Ciskei tätig waren, verloren ihre Kontrolle über die Jungen. Deren traditionelle, symbolisch aufgeladene Stockkämpfe wurden von handfesten Auseinandersetzungen mit Äxten abgelöst. Interviews mit Zeitzeugen illustrieren, daß damit die Weichen für die aufkommenden Jugendbanden in den Wanderarbeitervierteln von East London und Port Elisabeth gestellt wurden.

Anne Kelk Mager, Gender and the making of a South African Bantustan, A social history of the Ciskei, 1945-1959. Oxford 1999 (James Currey Publishers) 

